
LEP IV-Fortschreibung Kap. 5.2.1 Erneuerbare Energien Synopse zum ersten und zweiten Verordnungsentwurf

1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

Auszug aus der Verordnung ab Seite 5 unten Auszug aus der Verordnung ab Seite ...

bb) Die Sätze 8 und 9 werden durch folgende Sätze 8 bis 14 ersetzt: identisch bb) Die Sätze 8 und 9 werden durch folgende Sätze 8 bis 14 ersetzt:

„Rheinland-Pfalz unterstützt das Ziel, weltweit den Anstieg der
globalen Durchschnittstemperatur auf zwei Grad Celsius zu be¬
schränken. Dies bedeutet, dass bundesweit und in Rheinland-
Pfalz die Emission von Klimagasen bis 2050 um 90 Prozent (ge¬
genüber 1990) reduziert werden muss. Als Nahziel wird bis 2020
eine Reduzierung um 40 Prozent verfolgt. Erneuerbare Energien
leisten hierzu einen wesentlichen Beitrag.

identisch „Rheinland-Pfalz unterstützt das Ziel, weltweit den Anstieg der
globalen Durchschnittstemperatur auf zwei Grad Celsius zu be¬
schränken. Dies bedeutet, dass bundesweit und in Rheinland-
Pfalz die Emission von Klimagasen bis 2050 um 90 Prozent (ge¬
genüber 1990) reduziert werden muss. Als Nahziel wird bis 2020
eine Reduzierung um 40 Prozent verfolgt. Erneuerbare Energien
leisten hierzu einen wesentlichen Beitrag.

Zur Erfüllung dieser Vorgaben verfolgt Rheinland-Pfalz das Ziel,
bis 2030 bilanziell den verbrauchten Strom zu 100-Prozent aus er¬
neuerbaren Energien zu gewinnen. Das Land soll auf diesem We¬
ge ab 2030 zum Stromexportland werden. Bereits bis zum Jahr
2020 soll sich die Stromerzeugung aus Windkraft verfünffachen
und der Beitrag aus der Photovoltaik soll auf über zwei Terawatt-
stunden gesteigert werden."

identisch Zur Erfüllung dieser Vorgaben verfolgt Rheinland-Pfalz das Ziel,
bis 2030 bilanziell den verbrauchten Strom zu 100-Prozent aus er¬
neuerbaren Energien zu gewinnen. Das Land soll auf diesem We¬
ge ab 2030 zum Stromexportland werden. Bereits bis zum Jahr
2020 soll sich die Stromerzeugung aus Windkraft verfünffachen
und der Beitrag aus der Photovoltaik soll auf über zwei Terawatt-
stunden gesteigert werden."

cc) Fußnote 53 entfällt

b) In Nummer 5.2.1. werden die Ziele und Grundsätze wie folgt ge¬
ändert;

identisch b) In Nummer 5.2.1. werden die Ziele und Grundsätze wie folgt ge¬
ändert:

aa) Nach Z 162 wird folgender G 162 a eingefügt: identisch aa) Nach Z 162 wird folgender G 162 a eingefügt:

G 162 a
Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen
kreisangehörigen und kreisfreien Städte sollen Klimaschutzkon¬
zepte aufstellen.

identisch G 162 a
Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen
kreisangehörigen und kreisfreien Städte sollen Klimaschutzkon¬
zepte aufstellen.

bb) G 163 wird durch folgende Z 163 bis 163 d ersetzt: aa) G 163 wird durch folaende G 163, G 163a, Z 163b, Gl63c, Z163d,
Z163e und G 163f ersetzt:

Z 163
Ein geordneter Ausbau der Windenergienutzung ist durch die Re¬
gionalplanung und die Bauleitplanung sicherzustellen. Dabei sind

Z zu G "G 163
Ein geordneter Ausbau der Windenergienutzung soll durch die
Regionalplanung und die Bauleitplanung sichergestellt werden.
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 {Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

Räume mit hoher Windhöffigkeit vorrangig zu sichern. Dabei sind Räume mit hoher Windhöffigkeit vorrangig zu sichern.

Z 163 a
Um einen substanzielien Beitrag zur Stromerzeugung zu ermögli¬
chen, sind zwei Prozent der Fläche des Landes Rheinland-Pfalz
für die Windenergienutzung bereitzustellen.
Die Regionen des Landes leisten hierzu entsprechend ihrer natür¬
lichen Voraussetzungen einen anteiligen Beitrag.

Z zu G

identisch

G 163 a
Um einen substanzielien Beitrag zur Stromerzeugung zu ermögli¬
chen, sollen mindestens zwei Prozent der Fläche des Landes
Rheinland-Pfalz für die Windenergienutzunq bereitaestellt werden.
Die Regionen des Landes leisten hierzu entsprechend ihrer natür¬
lichen Voraussetzungen einen anteiligen Beitrag.

Z 163 b
In den Regionalplänen sind Vorranggebiete für die Windenergie¬
nutzung auszuweisen. Übernahme

aus Z163

Z 163 b
In den Regionalplänen sind Vorranggebiete für die Wind-
enerqienutzunq auszuweisen. Dabei sind im ieweiliaen Planunas-
raum die Gebiete mit hoher Windhöffiakeit vorranqiq zu sichern.

Z 163 c
Landesweit sind mindestens zwei Prozent der Fläche des Waldes
für die Nutzung durch die Windenergie zur Verfügung zu stellen.

Übernahme
aus Z163a
Ergänzung

G 163 c
Landesweit sollen mindestens zwei Prozent der Fläche des Wal¬
des für die Nutzung durch die Windenergie zur Verfügung gestellt
werden.

Die Reqionen des Landes leisten hierzu entsprechend ihrer natür¬
lichen Voraussetzunqen einen anteiliqen Beitraq. Alte Laubholz¬
bestände sollen von der Windenerqienutzunq freiqehalten werden.

Z 163 d
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist in rechtsverbindlich
festgesetzten Naturschutzgebieten, in als Naturschutzgebiet vor¬
gesehenen Gebieten, für die nach § 24 Landesnaturschutzgesetz
eine einstweilige Sicherstellung erfolgt ist, in

den Kernzonen der Biosphärenreservate,

in Nationalparken und in den Kernzonen der UNESCO-
Welterbegebiete Oberes Mittelrheintal und Obergermanisch-
Raetischer Limes auszuschließen.

Konkretisie¬
rung

Ergänzung

Z 163 d
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist in rechtsverbindlich
festgesetzten Naturschutzgebieten, in als Naturschutzgebiet vor¬
gesehenen Gebieten, für die nach § 24 Landesnaturschutzgesetz
eine einstweilige Sicherstellung erfolgt ist, in

den Kernzonen des Naturparks Pfälzerwald im Sinne des § 3
Abs.1 Nr. 1 der Landesverordnunq über den "Naturpark Pfälzer¬
wald" als deutscher Teil des Biosphärenreservats Pfälzerwald-
Nordvoqesen vom 22. Januar 2007 (GVBI. S.42),

in Nationalparken und in den Kernzonen der UNESCO-
Welterbegebiete Oberes Mittelrheintal und Obergermanisch-
Raetischer Limes auszuschließen.

Die verbindliche Abqrenzunq der Kernzonen und Rahmenbereiche
der vorqenannten Welterbeqebiete erqibt sich aus den Karten 20 a
und b.
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

Ergänzung Weiterhin konkretisieren die reaionalen Planunqsqemeinschaften
in den landesweit bedeutsamen historischen Kulturlandschaften (Z
92 und Karte 10) Gebiete, in denen die Nutzung der Windenerqie
auszuschließen ist. Dieser Auftrao zur räumlichen Konkretisierunq
der Ausschlusskulisse der Windenerqienutzunq umfasst auch ei¬
nen Korridor von einer maximalen Tiefe von sechs Kilometern in
den sich westlich an den Haardtrand anschließenden Höhenzüoen
des Pfälzerwaldes (Karte 20).

Ergänzung
In Vorranqqebieten für andere Nutzunqen oder in sonstiqen
Schutzqebieten mit Zielcharakter ist die Errichtunq von Windener-
qieanlaqen ausnahmsweise zulässiq, wenn die Windenerqienut¬
zunq mit dem Schutzzweck vereinbar ist.

FFH- und Vogelschutzgebiete stehen einer Ausweisung nur dann
entgegen, wenn die Windenergienutzung zu einer erheblichen Be¬
einträchtigung des jeweiligen Schutzzweckes führt und eine Aus¬
nahme nicht erteilt werden kann: Kernzonen der Naturparke ste¬
hen einer Ausweisung nur dann entgegen, wenn die Windenergie¬
nutzung dem jeweiligen Schutzzweck zuwiderläuft und eine Be¬
freiung nicht erteilt werden kann. Die Pufferzonen der anerkannten
Welterbegebiete Oberes Mittelrheintal und Obergermanischer-
Raetischer Limes stehen einer Ausweisung entgegen, wenn diese
mit dem Status des UNESCO-Welterbes nicht vereinbar ist.

Konkretisie¬
rung

Konkretisie¬
rung

Konkretisie¬
rung

FFH- und Vogelschutzgebiete stehen einer Ausweisung von
Windenerqiestandorten nur dann entqeqen, wenn die Windener¬
gienutzung zu einer erheblichen Beeinträchtigung des jeweiligen
Schutzzweckes führt und eine Ausnahme nicht erteilt werden
kann. Kernzonen der Naturparke stehen einer Ausweisung von
Windenergiestandorten nur dann entgegen, wenn die Windener¬
gienutzung dem jeweiligen Schutzzweck zuwiderläuft und eine Be¬
freiuno nicht erteilt werden kann. Die Rahmenbereiche der aner¬
kannten Welterbegebiete Oberes Mittelrheintal und Obergerma-
nisch-Raetischer Limes stehen einer Ausweisung von Windener¬
giestandorten entgegen, wenn diese mit dem Status des UNES¬
CO-Welterbes nicht vereinbar ist.
Die Pfleoezonen des Naturparks Pfälzerwald im Sinne des 5 3
Abs. 1 Nr. 2 der Landesverordnunq über den "Naturoark Pfälzer¬
wald" als deutscher Teil des Biosohärenreservats Pfälzerwald-
Nordvoqesen vom 22. Januar 2007 (GVBl. S. 42) stehen einer
Ausweisunq von Windenerqiestandorten entqeqen, soweit diese
nicht mit dem Schutzzweck qemäß § 4 Abs. 1 und 3 der Landes¬
verordnunq vom 22. Januar 2007 vereinbar ist.

Die außerhalb der vorgenannten Gebiete und der Vorranggebiete
liegenden Räume sind der Steuerung durch die kommunale Bau¬
leitplanung in Form von Konzentrationsflächen vorbehalten.

zusätzliches Z

Übernahme
aus Z163

Z 163 e
Die außerhalb der vorgenannten Gebiete und der Vorranggebiete
liegenden Räume sind der Steuerung durch die kommunale Bau-
leitplanuno in Form von Konzentrationsflächen vorbehalten. Dabei
sind im ieweiliqen Planunqsraum Gebiete mit hoher Windhöffiqkeit
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

vorrangig zu sichern.

neuer G G 163 f
Durch die Ausweisung von Vorranggebieten und Konzentrations¬
flächen soll eine Bündelung der Netzinfrastruktur erreicht werden.

Einzelne Windenergieanlagen sollen grundsätzlich nur an solchen
Standorten errichtet werden, an denen der Bau weiterer Anlagen
im räumlichen Verbund planunqsrechtlich möglich ist.

cc) Die Karte 20 entfällt. redaktionell cc) Fußnote 54 entfällt.

Neue Karten dd) Karte 20 "Leitbild Erneuerbare Energien" wird durch die folgende
Karte 20 "Ausschlüsse und Beschränkungen Windenerqienut-
zunq", 20 a "UNESCO-Welterbegebiet Oberes Mittelrheintal", 20 b
"UNESCO-Welterbegebiet Obergermanisch-Raetischer Limes"
und 20c „Naturpark Pfälzerwald/Biosphärenreservat" ersetzt.
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

dd) G 166 erhält folgende Fassung: identisch ee) G 166 erhält folgende Fassung:

G 166
Von baulichen Anlagen unabhängige Fotovoltaikanlagen sollen
flächenschonend, insbesondere auf ertragsschwachen Acker¬
oder Grünlandfiächen sowie zivilen und militärischen Konversions¬
flächen, errichtet werden.

Reihenfolge +
Konkretisie¬
rung

"G 166
Von baulichen Anlagen unabhängige Photovoltaikanlagen sollen
flächenschonend, insbesondere auf zivilen und militärischen Kon¬
versionsflächen ertraasschwachen, artenarmen oder vorbelasteten
Acker- und Grünlandflächen, errichtet werden."
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

Ergänzung ff) Nach G 166 wird folaendes Z 166 a einqefüat:

Ergänzung „Z 166 a

Ergänzung Die Errichtuna von von baulichen Anlaaen unabhänaiaen Photo-
voltaikanlaaen ist in den Kernzonen der UNESCO-
Welterbeaebiete Oberes Mittelrheintal und Oberaermanisch-
Raetischer Limes auszuschließen. In den Rahmenbereichen die¬
ser Gebiete ist die Errichtunq solcher Anlaaen zulässia, wenn die¬
se mit dem Status des UNESCO-Welterbes vereinbar ist."

c) In Nummer 5.2.1 wird die Begründung/Erläuterung wie folgt geän¬
dert:

identisch c) In Nummer 5.2.1 wird die Begründung/Erläuterung wie folgt geän¬
dert:

aa) Nach der Begründung/Erläuterung zu Z 162 wird folgende Be¬
gründung/Erläuterung zu G 162 a eingefügt;

identisch aa) Nach der Begründung/Erläuterung zu Z 162 wird folgende Be¬
gründung/Erläuterung zu G 162 a eingefügt:

zu G 162 a
Die Klimaschutzkonzepte der kommunalen Ebene sollen die räum¬
lichen Nutzungskonzepte der Planungsgemeinschaften ergänzen."

Konkretisie¬
rung

„zu G 162 a
Eine wichtige Grundlage für einen Handlunqsbedarf im Bereich
der Erneuerbaren Enerqien kann insbesondere aus Klimaschutz-
konzeoten abqeleitet werden. Deshalb wird empfohlen, dass die
Verbandsqemeinden. verbandsfreien Gemeinden, qroßen kreis-
anqehöriqen und kreisfreien Städte Klimaschutzkonzepte aufstel¬
len. Diese Aufqabe kann auch durch entsprechende Konzepte auf
Kreisebene abqedeckt werden, sofern dabei Aussaqen zu einzel¬
nen Gemeinden qetroffen werden. Die Klimaschutzkonzeote der
kommunalen Ebene eroänzen die räumlichen Nutzunqskonzepte
der Planunqsqemeinschaften. Eine Verpflichtung der Kommunen,
solche Konzepte zu er-stellen. besteht nicht."

bb) Die Begründung/Erläuterung zu G 163 wird durch folgende Be¬
gründung zu Z 163 bis Z 163 d ersetzt:

bb) Die Begründung/Erläuterung zu G 163 wird durch folgende Be¬
gründung zu G 163, zu G 163 a, zu Z 163 b, zu G 163 c, zu Z 163
d, zu Z 163 e und zu G 163 f ersetzt:

zu Z 163
Es ist eine gemeinsame Aufgabe der Regionalplanung und der
Bauleitplanung, für den erforderlichen Ausbau der Windenergie
auf der Basis einer geordneten Planung Sorge zu tragen. Im Hinb¬
lick auf § 1 Absatz 3 BauGB besteht die Verpflichtung zum plane¬
rischen Tätig werden für eine Gemeinde dann, wenn und soweit

Z zu G zu G 163
Es ist eine gemeinsame Aufgabe der Regionalplanung und der
Bauleitplanung, für den erforderlichen Ausbau der Windenergie
auf der Basis einer geordneten Planung Sorge zu tragen. Im Hinb¬
lick auf § 1 Absatz 3 BauGB besteht die Verpflichtung zum plane¬
rischen Tätig werden für eine Gemeinde dann, wenn und soweit
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

es für die städtebauliche Entwicklung erforderlich ist.
Bei der Auswahl der Standorte ist im Sinne einer effektiven Ener¬
gieausbeute die Windhöffigkeit von zentraler Bedeutung.

es für die städtebauliche Entwicklung erforderlich ist.

zu Z163 a
Zur Umsetzung der energiepolitischen Ziele leistet insbesondere
die Windenergie einen bedeutenden Beitrag. Der für das Erreichen
des Ausbauziels notwendige Flächenbedarf liegt in einer Größen¬
ordnung von zwei Prozent der Landesfläche.

Z zu G

Konkretisie¬
rung

Konkretisie¬
rung

zu G163 a
Zur Umsetzung der energiepolitischen Ziele leistet insbesondere
die Windenergie einen bedeutenden Beitrag. Der für das Erreichen
der klima- und eneraieoolitischen Ausbauziele notwendige Flä¬
chenbedarf liegt in einer Größenordnung von ca. zwei Prozent der
Landesfläche, der insbesondere durch den Flächenbedarf für die
Errichtunq von Windenerqieanlaaen verursacht wird. Die erforder¬
lichen Flächen sollen gemeinsam von Regional- und Bauleitola-
nung gesichert werden.

zu Z163 b
Die Ausweisung von Vorranggebieten auf der Ebene der Regio¬
nalpläne dient der Flächensicherung zum Erreichen der vorge¬
nannten energiepolitischen Zielsetzungen.

Konkretisie¬
rung

zu Z 163 b
Die Ausweisung von Vorranggebieten auf der Ebene der Regio¬
nalpläne dient der Flächensicherung zum Erreichen der vorge¬
nannten energiepolitischen Zielsetzungen.
Bei der Auswahl der Standorte ist im Sinne einer effektiven Ener¬
gieausbeute die Windhöffigkeit von zentraler Bedeutung. Die Aus¬
richtung der Standorte für Windenergieanlaqen an der Windhöffig¬
keit trägt auch zu einer Konzentration der Anlagen an geeigneten
Standorten und damit zu einem Schutz des Landschaftsbildes bei.
Daher sind im ieweiligen Planungsraum die ieweils windhöffigsten
Gebiete bzw. Gebiete mit hoher Windhöffigkeit vorrangig zu si¬
chern. Eine abschließende Festlegung eines Grenzwertes für die
Windhöffigkeit ist nicht möglich, da aufgrund der technischen Ent¬
wicklung und der verschiedenen Anlagentvoen unterschiedliche
Größenordnungen der Windhöffigkeit zu einem wirtschaftlichen
Betrieb führen können. Hinweise zur Windhöffigkeit lassen sich
aus den Regelungen des EEG entnehmen. So kann eine Größen¬
ordnung von 80 % des EEG-Referenzertrages im Allgemeinen als
Grundlage für einen wirtschaftlichen Betrieb von Windenergiean¬
lagen angesehen werden. Dieser Ertrag wird in der Regel erst an
Standorten mit einer durchschnittlichen Jahreswindgeschwindig-
keit von 5,8 bis 6,0 m/sec. in 100 m über Grund erreicht.

zu Z163 c Z zu G zu G 163 c
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 {Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

Aufgrund des besonders hohen Waldflächenanteils an der Ge¬
samtfläche des Landes kommt diesen Flächen bei der zukünftigen
Nutzung der Windenergie eine besondere Bedeutung zu. Daher
sind mindestens zwei Prozent der Waldfläche des Landes für die
Windenergienutzung auszuweisen.

textliche An¬
passung an G-
Aussage

Konkretisie¬
rung

Aufgrund des besonders hohen Waldflächenanteils an der Ge¬
samtfläche des Landes kommt diesen Flächen bei der zukünftigen
Nutzung der Windenergie eine besondere Bedeutung zu. Daher
sollen mindestens zwei Prozent der Waldfläche des Landes für die
Windenerqienutzung ausgewiesen werden.
Bei der Auswahl der für die Windeneraienutzuna vorgesehenen
Waldaebiete sind die forstfachlichen Schutzasoekte von besonde¬
rer Bedeutuno. Ausqenommen werden sollen z.B. Gebiete mit
größerem zusammenhängenden Laubwaldbestand (ab 120 Jah¬
ren) sowie besonders strukturreiche totholz- und biotoobaumrei-
che größere Laubwaldkomolexe, abgegrenzt auf der Basis der
Forsteinrichtunoswerke (einschließlich kleiner Waldlichtungen und
ökologisch geringwertiger Waldbestände bis zu einer Größe von
einem ha, die inselartig in diese Komplexe eingelagert sind).

zu Z163 d
In den in Z 163 d genannten Bereichen ist aufgrund der besonde¬
ren Schutzwürdigkeit dieser Räume eine Nutzung für die Wind¬
energie ausgeschlossen.

zu Z163 d
In den in Z 163 d genannten Bereichen ist aufgrund der besonde¬
ren Schutzwürdigkeit dieser Räume eine Nutzung für die Wind¬
energie ausgeschlossen.

Ergänzung Die aufgeführten landesweit bedeutsamen historischen Kultur¬
landschaften weisen eine besondere Schutzwürdigkeit in Bezug
auf die Nutzung der Windenergie auf. Rheinland-Pfalz verfügt über
ein vielschichtiges Landschaftsootential, das - bis auf wenige Res¬
te von Naturlandschaften - das Resultat menschlicher Gestaltung
ist. Steillagenweinbau an Rhein, Mosel und Ahr, Sonderkulturen
auf Lößgebieten sowie Grünlandwirtschaft in den Höhenlagen zei¬
gen die Vielfältigkeit von Rheinland-Pfalz, die nahezu einzigartig
ist im Herzen Europas. Die Jahrhunderte lange Inkulturnahme
durch den Menschen hat aus diesen Naturräumen Kulturland¬
schaften mit tvoischen Nutzungsformen und einer Fülle einzigarti¬
ger Kulturlandschaftselemente werden lassen. Über 500 Burgen
und Schlösser, Kirchen sowie Bauern- und Winzerhöfe sind he¬
rausragende Zeugnisse dieser Geschichte. Ebenso haben sich pa¬
rallel dazu tvpische und zum Teil einzigartige Lebensräume für
Tier- und Pflanzenarten herausgebildet.

Ergänzung Eine besondere Ausprägung und Wertigkeit haben in diesem Zu¬
sammenhang neben Teilbereichen der Mittelgebirge - Hoher Wes-
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

terwald, Moselhunsrück und Vulkaneifel - vor allem die Flusstäler
bzw. Talweitunoen des Rheins, der Mosel, der Nahe, der Ahr und
der Lahn sowie der Haardtrand erfahren. Sie sind in ihrer Erschei¬
nung einziqartia und bilden deshalb die in Karte 10, LEP IV dar¬
gestellten landesweit bedeutsamen historischen Kulturlandschafts¬
räume. Ein sicherlich herausraaendes Beisoie! ist in diesem Zu¬
sammenhang das als UNESCO-Welterbe anerkannte Obere Mit¬
telrheintal. Sowohl landschaftlich als auch kulturell gehört Rhein¬
land-Pfalz damit zu den interessantesten Bundesländern in
Deutschland.

Ergänzung Die Erhaltung dieser Kulturlandschaftsräume sowie die Attraktivie-
rung der darin liegenden Städte und Dörfer fördert zum Einen die
Identität der dort ansässigen Menschen mit ihrem Lebensraum, ih¬
rer Heimat, und zum anderen verfügt Rheinland-Pfalz so gleichzei¬
tig über ein unverwechselbares Profil und Alleinstellungsmerkmal
für den Tourismus. Diese Kulturlandschaften müssen deshalb auf¬
grund ihrer besonderen, herausragenden Bedeutung für Rhein-
land-Pfalz im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung den ent¬
sprechenden Schutz erfahren und die notwendige Weiterentwick¬
lung dieser Landschaftsräume muss sich der Prüfung im Hinblick
auf ihre „Kulturlandschaftsverträglichkeit" stellen.

Ergänzung Deshalb sind diese Kulturlandschaftsräume Gebiete aufgrund der
dort vorhandenen besonderen Landschaftsästhetik, ihrer Bedeu¬
tung für die Erholung und den Tourismus von der Windenergienut¬
zung freizuhalten. Dabei können auch Sichtachsen zu herausra¬
genden, freistehenden Bau- und Kulturdenkmälern, bei denen
Windenergieanlagen Auswirkungen auf deren Umgebung haben
können, relevant sein. Die Historische Kulturlandschaft Haardtrand
wird um eine anschließende Zone im Naturoark Pfälzerwald er¬
gänzt, um Sichtbeziehungen zu den Ortsbildern und Burgen der
Kulturlandschaft zu schützen. Diese umfasst in der Regel eine Tie¬
fe von max. 6 km. Es ist Aufgabe der Regionalolanung, insoweit
eine genaue räumliche Abgrenzung vorzunehmen.

Bei FFH- und Vogelschutzgebieten sowie den Kernzonen der Na¬
turparke ist zu prüfen, ob durch die Windenergienutzung der jewei¬
lige Schutzzweck erheblich beeinträchtigt wird.

Bei FFH- und Vogelschutzgebieten sowie den Kernzonen der Na¬
turparke ist zu prüfen, ob durch die Windenergienutzung der jewei¬
lige Schutzzweck erheblich beeinträchtigt wird. Bei dieser Prüfung
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1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

Konkretisie¬
rung und Er¬
gänzung Karte

ist das von der Staatlichen Voqelschutzwarte und vom Landesamt
für Umwelt. Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht erarbeitete
Gutachten (Naturschutzfachlicher Rahmen zum Ausbau der Wind-
eneraienutzuna in Rheinland-Pfalz) zuarunde zu leqen.

Eine Ausweisung in den Pufferzonen der anerkannten Welterbe¬
gebiete Oberes Mittelrheintal und Obergermanisch-Raetischer Li¬
mes erfordert eine gesonderte Prüfung, ob diese mit dem Status
des UNESCO-Welterbes vereinbar ist.

Konkretisie¬
rung und Er¬
gänzung Karte

Konkretisie¬
rung

Eine Ausweisung in den Rahmenbereichen der anerkannten Wel¬
terbegebiete Oberes Mittelrheintal und Obergermanisch-
Raetischer Limes erfordert eine gesonderte Prüfung, ob diese mit
dem Status des UNESCO-Welterbes vereinbar ist. Diese Prüfung
erfolat auf der Grundlaae einer mit der UNESCO abgestimmten
Untersuchung der Auswirkungen von Windenergieanlagen auf
Sichtachsen, um visuelle Beeinträchtigun-gen der Welterbestätten
zu vermeiden.

Konkretisie¬
rung und Er¬
gänzung Karte

Auch bei den Pflegezonen des Naturparks Pfälzerwald ist für die
Ausweisung von Windenergiestandorten eine besondere Prüfung
der Vereinbarkeit der Planung mit dem Schutzzweck notwendig.
Die Abgrenzung der Kernzonen und der Pflegezonen des „Natur¬
parks Pfälzerwald" ist nachrichtlich in Karte 20c dargestellt.

Ergänzung
Vorranggebiete oder sonstige Ausweisungen mit Zielcharakter wie
z. B. regionale Grünzüge bedeuten in der Regel, dass dem iewei-
ligen Belang ein Vorrang vor allen anderen raumbedeutsamen
Funktionen oder Nutzungen zukommt. Im Einzelfall können sich
unterschiedliche Vorränge überlagern, sofern eine Vereinbarkeit
mit der vorrangigen Funktion oder Nutzung hergestellt werden
kann. Damit sind Vorrangausweisungen nicht grundsätzlich mit ei¬
ner Ausschlusswirkung für die Windenergienutzung zu verbinden.
Vielmehr sind diese Gebiete für die Windenergienutzung zugäng¬
lich, sofern keine sonstigen Belange entgegenstehen.

Ergänzung
Bei anderen Schutzgebieten, z.B. Wasserschutzgebieten, erfolgt
die Prüfung der Vereinbarkeit mit dem Schutzzweck (z.B. vorsor¬
gender Schutz des Grundwasservorkommens und der Trinkwas¬
sergewinnung) im Rahmen der fachgesetzlichen Anforderungen.

Ergänzung
Vorranggebiete oder sonstige Ausweisungen mit Zielcharakter wie
z. B. regionale Grünzüge bedeuten in der Regel, dass dem iewei-
ligen Belang ein Vorrang vor allen anderen raumbedeutsamen
Funktionen oder Nutzungen zukommt. Unterschiedliche Vorränge
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Ergänzung

können sich allerdings überlagern, sofern eine Vereinbarkeit mit
der vorranqiqen Funktion oder Nutzung hergestellt werden kann.
So stehen Vorrangausweisun-gen zugunsten der Landwirtschaft,
der Forstwirtschaft oder des Rohstoffabbaus der Windenergienut¬
zung in der Regel nicht entgegen.

Ergänzung Die für den Immissionsschutz erforderlichen Abstände zwischen
Ausweisungen für die Windenergienutzuno und der nächstgelege¬
nen. Wohnbebauung sind aus den Vorgaben des Immissions¬
schutzrechtes sowie der TA-Lärm abzuleiten.

Der Lärmschutz und der erforderliche Abstand zur nächstgelege¬
nen Wohnbebauung werden im Rahmen der immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen si¬
chergestellt. Die außerhalb der vorgenannten Gebiete und der
Vorranggebiete liegenden Räume sind der kommunalen Bauleit¬
planung vorbehalten. Sie soll mit Hilfe von Konzentrationszonen
eine planerische Bündelung der Windkraftanlagen gewährleisten.
Hierbei bieten sich Formen der interkommunalen Kooperation und
des Interessensausgleichs an.

Ergänzung Die für den Immissionsschutz erforderlichen Abstände zwischen
Ausweisungen für die Windenergienutzung und der nächstgelege¬
nen Wohnbebauung sind aus den Vorgaben des Immissions¬
schutzrechtes sowie der TA-Lärm abzuleiten.

Außerhalb dieser Vorrang- und Ausschlussgebiete leisten die Ge¬
meinden über die Ausweisung von Flächen für die Windenergie¬
nutzung in ihren Flächennutzungsplänen einen Beitrag zur Ener¬
giewende."

Konkretisie¬
rung

zu Z163e
Die außerhalb der vorgenannten Gebiete und der Vorranggebiete
liegenden Räume sind der kommunalen Bauleitolanuno vorbehal¬
ten. Sie soll mit Hilfe von Konzentrationsflächen eine planerische
Bündelung der Windkraftanlagen gewährleisten. Hierbei sollen
Möglichkeiten der interkommunalen Kooperation und des Interes¬
sensausgleichs genutzt werden, um eine gerechte Verteilung von
Nutzen und Lasten der betroffenen Gebietsköroerschaften anzust¬
reben.

Die Regionalplanung weist zur Umsetzung der Klimaschutzziele
Vorrang- und Ausschlussgebiete für die Windenergienutzung aus.

Die Regionalplanung weist zur Umsetzung der Klimaschutzziele
Vorrang- und Ausschlussgebiete für die Windenergienutzung aus.

Ergänzung Außerhalb dieser Vorrang- und Ausschlussgebiete leisten die Ge¬
meinden über die Darstellung von Konzentrationsflächen für die
Windenergienutzung in den Flächennutzungsolänen ihren Beitrag
zur Energiewende. Bei der Auswahl der Standorte ist im Sinne ei¬
ner effektiven Energieausbeute im Rahmen der Abwägung die
Windhöffigkeit von zentraler Bedeutung, wobei auch andere Ge-
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Ergänzung sichtsounkte wie etwa das Orts- und Landschaftsbild einzubezie-
hen sind.

Ergänzung zu G 163f
Die Regional- und die Bauleitolanuna sollen durch die Ausweisung
von Vorranaaebieten und Konzentrationsflächen für eine Bünde-
luna der Errichtunq von Windenerqieanlaqen Sorqe traqen und
damit qleichzeitiq auch eine Bündelunq sowie einen qeordneten
Ausbau der Netzinfrastruktur ermöqlichen.

Ergänzung Grundsätzlich sollen keine einzelnen Windenerqieanlaqen errichtet
werden. Dadurch soll sicherqestellt werden, dass die Landschaft
nicht durch eine Vielzahl von Einzelan-Iaqen beeinträchtiqt und die
qeforderte Bündelunqswirkunq unterlaufen wird."

cc) Die Begründung/Erläuterung zu G 166 erhält folgende Fassung; identisch cc) Die Begründung/Erläuterung zu G 166 erhält folgende Fassung;

zu G 166
Auch bei der Errichtung von selbständigen Fotovoltaikanlagen soll
dem Gedanken des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden
Rechnung getragen werden. Daher kommen insoweit insbesonde¬
re ertragsschwache Ackerflächen, Grünlandflächen sowie zivile
und militärische Konversionsflächen als Standorte in Betracht." Konkretisie¬

rung

"zu G 166
Auch bei der Errichtung von selbständigen Photovoltaikanlagen
soll dem Gedanken des sparsamen Umgangs mit Grund und Bo¬
den sowie der Berücksichtigung von Schutzaspekten Rechnung
getragen werden. Daher kommen insoweit insbesondere zivile und
militärische Konversionsflächen sowie ertraosschwache, artenar¬
me oder vorbelastete Ackerflächen, Grünlandflächen als Standorte
in Betracht. Hinweise zur Ertraqsschwäche lassen sich z. B. auch
aus der Bodenwertzahl ableiten, die iedoch reqional zu differenzie¬
ren ist.

Großflächige Fotovoltaikanlagen, die im Außenbereich als selbst¬
ändige Anlagen errichtet werden sollen, sind nach dem geltenden
Baugesetzbuch grundsätzlich nur im Rahmen der gemeindlichen
Bauleitplanung zulässig.

identisch Großflächige Photovoltaikanlagen, die im Außenbereich als
selbständige Anlagen errichtet werden sollen, sind nach dem ge¬
ltenden Baugesetzbuch grundsätzlich nur im Rahmen der ge¬
meindlichen Bauleitplanung zulässig."

redaktionell dd) Fußnote 55 entfällt.

redaktionell ee) Nach der Beqründunq/Erläuterunq zu G 166 wird folqende Be-
qründunq zu Z 166 a einqefüqt;

Ergänzung „zu Z 166 a
Weqen des besonderen Wertes der Unversehrtheit und Authentizi¬
tät der UNESCO-Welterbeqebiete Oberes Mittelrheintal und Ober-
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qermanisch-Raetischer Limes müssen deren Kernzonen nicht nur
von Windeneraieanlaqen, sondern auch von Freiflächen-
Photovoltaikanlaaen freiaehalten werden. In den Rahmenberei¬
chen können solche Anlagen auf der Grundlage einer mit der
UNESCO abgestimmten Untersuchung der Sichtachsen im Einzel¬
fall zugelassen werden."

2. Teil C Strategische Umweltprüfung (SUR) wird wie folgt geän¬
dert:

identisch 2. Teil C Strategische Umweltprüfung (SUR) wird wie folgt geän¬
dert:

Abschnitt III Nummer 3.5.2.1 erhält folgende Fassung: identisch Abschnitt III Nummer 3.5.2.1 erhält folgende Fassung:

identisch
(1) Festlegung von Planungsaufträgen (Klimaschutzkonzepte) für
die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen kreis¬
angehörigen und kreisfreien Städten als Träger der Bauleitplanung
(G 162 a)

(1) Festlegung von Planungsaufträgen (Klimaschutzkonzepte) für die
Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen kreisange¬
hörigen und kreisfreien Städten als Träger der Bauleitplanung (G 162
a)

Es wird eine rahmensetzende Festlegung für die kommunale Planung
getroffen, die für sich genommen keine erheblichen Umweltauswirkun¬
gen zur Folge hat. Jedoch begünstigt die Festlegung Initiativen von In¬
vestoren und Vorhabenträgern zur Errichtung von Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energiequellen sowie zur Steigerung der Energieeffizienz.
Daraus resultierende positive Auswirkungen auf das Globalklima sind,
ebenso wie ggf. zu erwartende negative Umweltauswirkungen bei der
Errichtung von Anlagen auf den nachfolgenden Planungsebenen zu be¬
rücksichtigen.

identisch Es wird eine rahmensetzende Festlegung für die kommunale Planung
getroffen, die für sich genommen keine erheblichen Umweltauswirkun¬
gen zur Folge hat. Jedoch begünstigt die Festlegung Initiativen von In¬
vestoren und Vorhabenträgern zur Errichtung von Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energiequellen sowie zur Steigerung der Energieeffizienz.
Daraus resultierende positive Auswirkungen auf das Globalklima sind,
ebenso wie ggf. zu erwartende negative Umweltauswirkungen bei der
Errichtung von Anlagen auf den nachfolgenden Planungsebenen zu be¬
rücksichtigen.

(2) Ersatz des bisherigen Grundsatzes zur Entwicklung der Wind¬
energie (G 163) durch eine Zielfestlegung mit Planungsaufträgen an
die Regional und Bauleitplanung (Z 163) sowie
•	Konkretisierung des Planungsauftrages an die Regionalplanung

(Z 163 b)
•	Konkretisierende Festlegung einer landesweiten Mindest-

Zielvorgabe für die für Windenergienutzung bereitzustellende
Fläche (163 a) mit Mindest-Zielvorgabe für die Waldflächen (Z
163 c) sowie die Vereinheitlichung der Kriterien für die Festle¬
gung von Ausschlussgebieten (Z 163 d)

"(2) Änderung der bisherigen Planaussagen zur Windenergie durch
konkrete Planungsaufträge an die Regional und Bauleitplanung (G
163) mit

•	Konkretisierung des Planungsauftrages an die Regionalplanung
(Z 163 b)

•	Festlegung eines Grundsatzes zur landesweiten Mindestvorgabe
für die für Windenergienutzung bereitzustellende Fläche (G 163
a) mit Mindestvorgabe für die zu nutzende Waldflächen (G 163 c)
sowie abschließende Festlegung landesweit einheitlicher Krite¬
rien für die Festlegung von Ausschlussgebieten durch die Regio-
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nalplanung (Z 163 d)

Anpassung an
Änderungen

Die Notwendigkeit der Festlequnqen insgesamt wie auch der Festleauna
von Kriterien zur räumlichen Steuerung auf nachgeordneten Planungs¬
ebenen ergibt sich aus den steuernden Aufgaben der Landesplanung im
Zusammenhang mit der aktuellen und mittelfristig vorgesehenen Ent¬
wicklung der erneuerbaren Energien.

Anpassung an
Änderungen

Die vorgeschlagene Aufstellung von Klimaschutzkonzeoten hat für sich
genommen keine erheblichen Umweltauswirkungen zur Folge. Jedoch
begünstigen diese Konzepte Initiativen von Investoren und Vorhaben¬
trägern zur Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energie-
guellen sowie zur Steigerung der Energieeffizienz.

Voraussichtliche Umweltauswirkungen sowie Gründe für die Wahl
geprüfter Alternativen

Voraussichtliche Umweltauswirkungen sowie Gründe für die Wahl
geprüfter Alternativen

Der in seiner Bindungswirkung verstärkte Handlungsauftrag zur räumli¬
chen Steuerung der Windenergienutzung auf regionaler und kommuna¬
ler Ebene hat im Zusammenspiel mit der konkretisierenden Festlegung
eines Flächenanteils sowie unter Bezugnahme auf die Windhöffigkeit
maßgeblichen Anteil daran, die von Seiten des Landes angestrebte
Steigerung des Anteils der Windenergie am Energiemix und eine damit
verbundene Substitution fossiler Brennstoffe und Verringerung von
C02-Emissionen zu erreichen. Die Festlegung trägt insoweit zu einer
Verringerung negativer Auswirkungen auf das Schutzgut „Klima / Luft"
bzw. zum Klimaschutz bei.

Anpassung an
Änderungen

Der Handlungsauftrag der Landesplanung zur räumlichen Steuerung der
Windenergienutzung auf regionaler und kommunaler Ebene wird in sei¬
ner Bindungswirkung verstärkt. Dies hat im Zusammensoiel mit der
konkretisierenden Festlegung eines Flächenanteils sowie unter Bezug¬
nahme auf die Windhöffigkeit maßgeblichen Anteil daran, die von Seiten
des Landes angestrebte Steigerung des Anteils der Windenergie am
Energiemix und eine damit verbundene Substitution fossiler Brennstoffe
und Verringerung von COa-Emissionen zu erreichen. Die Festlegung
trägt insoweit zu einer Verringerung negativer Auswirkungen auf das
Schutzgut „Klima / Luft" bzw. zum Klimaschutz bei. Aufgrund des insge¬
samt geringen Teilbeitrags des Landes Rheinland-Pfalz zum globalen
Klimawandel ist dadurch iedoch nicht mit einer maßgeblichen Verringe¬
rung klimawandelbedingter Belastungen, wie sie im z. B. Klimabericht
des Landes dargestellt sind, zu rechnen.

Gleichzeitig wird durch die erstmalige Festlegung eines Ziels der Raum¬
ordnung und Landesplanung eine stärkere Steuerung ermöglicht. Diese
soll sich im Wesentlichen an den fachgesetzlichen Vorgaben des Um¬
weltrechts orientieren. Hierdurch wird Vorsorge getroffen, um potentielle
erhebliche negative Umweltauswirkungen auszuschließen. Erhebliche
Umweltauswirkungen durch den Bau und den Anschluss von Windener¬
gieanlagen können insbesondere für die Schutzgüter
Mensch/menschliche Gesundheit, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser

Anpassung an
Änderungen

Gleichzeitig erfolgt durch die erstmalige detaillierte Festlegung von Zie¬
len und Grundsätzen der Landesplanung eine stärkere landeseinheitli¬
che Steuerung. Die regionalolanerische Steuerung soll durch eine Kom¬
bination von Vorrang- und Ausschlussgebieten, die sich an fachlichen
und fachrechtlichen Vorgaben des Umweltrechts orientieren sollen, er¬
folgen. Hierdurch soll eine Steuerung auf die bestgeeigneten Standorte
erfolgen und zugleich Vorsorge getroffen werden, um erhebliche negati¬
ve Umweltauswirkungen zu vermeiden bzw. zu minimieren.

14



1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

und Landschaft auftreten. Dem wird mit folgenden Festlegungen entge¬
gengewirkt:

Anpassung an
Änderungen

Erhebliche und teils aroßräumia wirksame belastende raumbezoaene
Umweltauswirkunaen können aufarund des festqeleqten „Zwei - Pro¬
zent" - Grundsatzes und der bis 2020 anaestrebten Verfünffachuna der
Enerqieerzeuouna durch Windeneraie durch den Bau, den Anschluss
und den Betrieb von Windeneraieanlaaen in Folae der Konkretisieruna
auf nachfolgenden Planunqsebenen auf den direkt betroffenen Flächen
und in deren Umfeld entstehen. Davon betroffen sind insbesondere die
Schutzoüter Mensch/menschliche Gesundheit, Tiere und Pflanzen und
Landschaft, sowie in qerinqerem Ausmaß Boden, Wasser. Dem wird mit
folqenden Festlequnqen entqeqenqewirkt:

• Vorgabe zur Festlegung von Vorranggebieten durch die Regionalpla¬
nung, um eine gebündelte Nutzung zu erreichen und räumlich unges¬
teuerte Entwicklungen zu vermeiden (Z 163 b).

Anpassung an
Änderungen

• Vorgabe zur Festlegung von Vorranggebieten durch die Regionalpla-
nunq, um räumlich unqesteuerte Entwicklunqen zu vermeiden und ei¬
ne qebündelte Nutzunq an den dafür von der Windhöffiqkeit her am
besten qeeiqneten Standorten zu erreichen (Z 163 b).

• Festlegung von Kriterien für Ausschlussgebiete zur Berücksichtigung
auf den nachfolgenden Pianungsebenen (Z 163 d).

identisch • Festlegung von Kriterien für Ausschlussgebiete auf den nachfolgen¬
den Planungsebenen (Z 163 d).

Aufgrund dieser steuernd wirksamen Regelungen wird die Umsetzung
der Zielvorgaben auf nachfolgenden Planungsebenen im Vergleich mit
den bisherigen Vorgaben insbesondere vor dem angestrebten Hinter¬
grund der bis 2020 angestrebten Verfünffachung der Energieerzeugung
durch Windenergie lokal zu überwiegend positiven Umweltauswirkungen
führen.

Anpassung an
Änderungen

Aufgrund dieser steuernd wirksamen Regelungen wird die Umsetzung
der Zielvorgaben auf nachfolgenden Planungsebenen im Vergleich mit
den bisheriqen Vorqaben zu folqenden Umweltauswirkunqen führen.

• Durch die Festlegung unter Z 163 c erfolgt eine verstärkte Lenkung
der Windenergie auf bewaldete Flächen. Durch diese verstärkte Nut¬
zung des Waldes für die Windenergie wird eine Entlastung von sen¬
siblen Freiflächen erreicht werden. Statt der Freiflächen werden öko¬
logisch weniger wertvolle Freiflächen, insbesondere Nadelwälder, in
Anspruch genommen.

Anpassung an
Änderungen

• Durch die Festlegung unter G 163 c erfolgt eine verstärkte Lenkung
der Windenerqie auf bewaldete Flächen. Dadurch wird im qroßräumi-
qen Maßstab eine qleichmäßiqere Verteilunq von Windoarkstandor-
ten qefördert. Durch den Ausschluss wertvoller Laubwaldbestände
sowie von Waldbeständen, die unter die nach Z 163 d festqeleqten
Ausschlusskriterien fallen, wird zuqleich eine Inanspruchnahme be¬
stimmter, wertvoller Waldstandorte ausqeschlossen, was zu einer Mi-
nimierunq von Belastunqen beiträqt.
Im Zuqe der erforderlichen Abwäqunq ist auf den nachfolqenden Pla¬
nunqsebenen sicherzustellen, dass weitere, reqional bzw. lokal be¬
deutsame Aspekte bei der Festlequnq von Waldstandorten berück-
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sichtiot werden.

Anpassung an
Änderungen

Aufgrund der landschaftsräumlichen Charakteristik von Waldstandorten
lassen sich im Vergleich mit Offenlandstandorten folqende Entwicklun-
aen absehen:

• Gleichzeitig wird die visuelle Wirkung eines Windparks in dessen
Standortumfeld im Wald durch die Sichtverschattung maßgeblich re¬
duziert, weil der untere Bereich einer Windkraftanlage in Höhe von 35
bis 40 Meter durch umstehenden Wald verdeckt wird. Die Erholungs¬
funktion wird bei Windkraftanlagen im Wald weniger beeinträchtigt,
weil z.B. bei Wanderungen von Erholungssuchenden die Anlagen im
Wald anders als bei Wanderungen in der Freifläche nicht von Weitem
wahrgenommen werden können.

Anpassung an
Änderungen

- Die visuelle Wirkung eines Windparks wird in dessen Standortumfeld
im Wald durch die Sichtverschattunq stärker reduziert, weil der unte¬
re Bereich einer Windkraftanlage in Höhe von 35 bis 40 Meter durch
umaebenden Wald verdeckt wird. Die Erholunqsfunktion wird bei
Windkraftanlaqen im Wald im mittleren Entfernunqsbereich weniqer
beeinträchtigt, weil die Anlagen im Wald von Erholungssuchenden.,
anders als im Offenland, nicht wahrqenommen werden können. Die¬
ser Effekt tritt auforund der Landnutzunosänderunq und von Lärm¬
immission nicht im direkten Umfeld der Einzelanlaqen auf.

Anpassung an
Änderungen

- Es ist mit einer stärkeren Beeinträchtiqunq von empfindlichen Tierar¬
ten der Wälder zu rechnen(z.B. bestimmte Fledermausarten).

• Aufgrund der in der Regel größeren Siedlungsferne von Waldstandor¬
ten wird eine geringere Lärmbelästigung von Anwohnern entstehen.

Anpassung an
Änderungen

- Aufqrund einer häufiq qrößeren Siedlunqsferne von Waldstandorten
kann die Flächenkulisse voraussichtlich im landesweiten Maßstab
mit oerinqerer Lärmbelästiqunq von Anwohnern umgesetzt werden,
als bei Verzicht auf Waldstandorte.

Anpassung an
Änderungen

- Die Inansoruchnahme von Waldflächen kann einen Beitrag dazu
leisten, eine übermäßiqe Belastunq von sensiblen Freiflächen und
sehr großflächige Häufungen von Windoarks mit einer technogenen
Uberorägunq qanzer Landschaftsräume zu vermeiden.

Die unter Z 163 d getroffene Regelung führt durch die Nicht¬
Beanspruchung der benannten Gebietstypen zu einer Vermeidung
von negativen Umweltauswirkungen in den besonderen Schutzgebie¬
ten des Naturschutzes.

Anpassung an
Änderungen

• Die Freihaltung der als Ausschlusskriterien benannten Gebietstvoen
und der historischen Kulturlandschaften führt zu einer Vermeidung
von neoativen Umweltauswirkungen in den ieweilioen schutzwürdi¬
gen und empfindlichen Räumen. Durch die Einführung des neuen G
163 c und des neuen Z 163 d wird qewährleistet. dass schutzwürdi¬
ge Gebiete von einer Windenerqienutzunq frei bleiben.

Zugleich führt die Beschränkung der regionalplanerischen Steue¬
rungsmöglichkeiten auf die Festlegung von Vorrang- und Ausschluss¬
gebieten zu einer Stärkung der kommunalen Verantwortung im Rah-

Anpassung an
Änderungen

• Durch die Beschränkung der regionalplanerischen Steuerungsmög¬
lichkeiten bei der Festlegung von Ausschlussgebieten verstärkt sich
der Abwägungsbedarf und die kommunale Verantwortung im Rah-
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men der Bauleitplanung. men der Bauleitolanunq. (Allerdings ist bei den historischen Kultur¬
landschaften von landesweiter Bedeutung in Z 163 d eine räumliche
Konkretisierunqsmöqlichkeit für die Reaionalplanunq geschaffen
worden.)

Anpassung an
Änderungen

• Um eine Beeinträchtiaunq des Landschaftsbildes durch eine Vielzahl
von Einzelanlaaen zu vermeiden, oibt G 163 f qrundsätzlich vor.
dass die Errichtunq von Windenerqieanlaqen im räumlichen Verbund
möqlich sein muss. Damit wird ein weiterer effektiver Schutz der
Landschaft erreicht.

• In der Summe dürfte eine Verfünffachung der Windenergienutzung im
landesweiten Maßstab durch den relevanten Beitrag zum Klimaschutz
auch eine Verbesserung der Arten- und Naturschutzsituation, darüber
hinaus aber auch im Einzelfall zu erheblichen zusätzlichen Umwelt¬
auswirkungen aufgrund von Sekundäreffekten führen, die allerdings
zunächst nicht lokalisierbar sind. So ist davon auszugehen, dass ne¬
ben Wegenetzen (im Zusammenhang mit der Planung von Wind¬
parks) auch die Infrastruktur des Stromtransportes (insbesondere Mit¬
telspannungsnetz, Umspannwerke, unabhängig von der Planung von
Windparks) auszubauen sind.

Anpassung an
Änderungen

• In der Summe dürfte eine Verfünffachung der Windenergienutzung
im landesweiten Maßstab darüber hinaus zu erheblichen zusätzli¬
chen Umweltauswirkunqen aufqrund von Sekundäreffekten führen,
die allerdings zunächst nicht lokalisierbar sind. So ist davon auszu¬
gehen, dass neben Wegenetzen (im Zusammenhang mit der Pla¬
nung von Windparks) auch die Infrastruktur des Stromtransportes,
insbesondere Mittelspannungsnetz und Umspannwerke (unabhängig
von der Planung einzelner Windparks) auszubauen sind.

Alternativen Alternativen

Die Notwendigkeit der Festlegungen insgesamt wie auch der Festlegung
von Kriterien zur räumlichen Steuerung auf nachgeordneten Planungs¬
ebenen ergibt sich aus den steuernden Aufgaben der Landesplanung im
Zusammenhang mit der aktuellen Entwicklung der erneuerbaren Ener¬
gien. Folgende Alternativen können als realistisch angesehen werden;

Anpassung an
Änderungen

Folqende realistische Alternativen werden beurteilt:

• Ein genereller Verzicht auf die Änderung (Nullvariante) bildet keine
realistische Alternative, da das bisherige LEP IV keine ausreichende
Steuerungstiefe (nur Grundsatz, keine Ziele) hat und es bei einem
Verzicht auf die Teilfortschreibung zu einer ungesteuerten Entwick¬
lung kommen könnte. Der angestrebte Ausbau der Windenergienut¬
zung wird durch die landesplanerischen Zielvorgaben zur Ausweisung
von Vorranggebieten befördert. Daneben wird gegenüber dem derzei¬
tigen Planungsstand eine Verpflichtung zur räumlichen Steuerung und
der damit gegebenen verbesserten Berücksichtigung von Umweltbe¬
langen geschaffen.

Anpassung an
Änderungen

• Ein genereller Verzicht auf die Änderung (Nullvariante) bildet keine
realistische Alternative, da das bisherige LEP IV keine ausreichend
ausdifferenzierte Steuerunq ermöglicht hat und bei einem Verzicht
auf die Teilfortschreibung das Risiko einer ungesteuerten Entwick¬
lung bestünde.
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• Eine ausschließliche Ausweisung von Vorranggebieten unter Verzicht
auf die raumordnerische Zielvorgabe der Ausweisung von Aus¬
schlussgebieten würde zu einer geringeren Steuerungsmöglichkeit
der Windenergienutzung führen und die Durchsetzung umweltrechtli¬
cher Belange erschweren. Dies würde Windenergieanlagen auch in
Nationalparken, ausgewiesenen Naturschutzgebieten und Kernzonen
der Biosphärenreservate planerisch zulässig werden lassen und da¬
mit zu nicht gewollten erheblichen Umweltauswirkungen führen.

Anpassung an
Änderungen

• Durch einen Verzicht auf die Vorqabe zur Festieauna von Vor-
rangqebieten (Z 163 b) würde einerseits die Bündelunq der Wind-
eneraienutzunq im Freiraum und die damit möaliche Belastunasbün-
deluna erschwert. Zualeich bestünde das Risiko einer aerinaeren Ef¬
fektivität der Festleaunqen aufarund fehlenden Bezuges zur Wind-
höffiakeit, so dass diese Alternative unter Umweltqesichtspunkten
qleichfalls deutlich unqünstiqer abschneiden würde.

• Die Benennung von Abwägungsvorschriften zur Berücksichtigung
von Umweltbelangen bei der Vorhabenkonkretisierung auf nachfol¬
genden Planungsebenen kann dazu beitragen, mögliche erhebliche
Umweitauswirkungen (insbesondere für die Schutzgüter
Mensch/menschliche Gesundheit, Tiere und Pflanzen und Land¬
schaft) zu minimieren.

Anpassung an
Änderungen

• Eine zusätzliche Benennung von Abwäaunasvorschriften zur
Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Vorhabenkonkretisie¬
rung auf nachfolgenden Planungsebenen könnte dazu beitragen,
mögliche erhebliche Umweltauswirkungen (insbesondere für die
Schutzgüter Mensch/menschliche Gesundheit, Tiere und Pflanzen
sowie Landschaft) weitergehend zu minimieren.

Bezogen auf Waldflächen kann eine schwerpunktmäßige Nutzung von
Nadelwald und bereits vorbelasteten Waldflächen wesentliche Prob¬
leme minimieren. Auch die Inanspruchnahme von Waldflächen ohne
besondere Schutzfunktionen kann zur Minimierung von Belastungen
beitragen.

Anpassung an
Änderungen

• Bezoqen auf Waldflächen könnte eine weiterqehende Beschrän-
kunq der Nutzunq auf Nadelwald, iunqe Laubforststandorte und be¬
reits vorbelastete Waldflächen erwartete Umweltbelastunqen weiter-
qehend minimieren. Jedoch könnte das Steuerunqsziel in G 163 c
Satz 1 durch eine zu weitqehende Einschränkung in Fraqe gestellt
werden, weshalb die Landesebene keine weitergehende Einschrän¬
kung vorgenommen hat.

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung und zum Ausgleich
negativer Umweltauswirkungen

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung und zum Ausgleich
negativer Umweltauswirkungen

Die Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Vorhabenkonkretisie¬
rung auf den nachgeordneten Planungsebenen der Regional- und Bau¬
leitplanung muss unter Beachtung der geltenden Gesetze in einer Weise
erfolgen, dass negative Umweltauswirkungen so weit möglich minimiert
bzw. ausgeglichen werden. Der Ausschluss einer Realisierung auf be¬
stimmten Flächen, die aufgrund einer umweit - bzw. naturschutzfachli¬
chen Bedeutung rechtlich geschützt sind, verringert bzw. vermeidet
mögliche erhebliche Umweltauswirkungen.

Anpassung an
Änderungen

Der oben bereits behandelte Ausschluss einer Realisierung auf be¬
stimmten Flächen, die aufgrund einer umweit- bzw. naturschutzfachli¬
chen Bedeutung geschützt sind, verringert bzw. vermeidet mögliche er¬
hebliche Umweltauswirkunqen.

Die querschnittsorientierten Grundsätze der Raumordnung aus § 2 Abs.
2 Nr. 5 und 6 ROG sind in diesem Zusammenhang von besonderer Be¬
deutung.

Identisch Die querschnittsorientierten Grundsätze der Raumordnung aus § 2 Abs.
2 Nr. 5 und 6 ROG sind in diesem Zusammenhang von besonderer Be-
deutunq. Eine Planung konkreter Maßnahmen ist aufqrund der Pia-

18



1. Fassung - Stand 24. Januar 2012 (Druckfassung) Hinweise 2. Fassung - Stand 25. August 2012 (Druckfassung)

nunqsebene nicht möglich.

Zudem müssen der Planungsebene und der Bin¬
dungswirkung der vorgesehenen Festlegung entsprechende Untersu¬
chungen zum Umweltzustand erfolgen, um die zu erwartenden Umwelt¬
auswirkungen planerisch bewältigen zu können. In diesem Zusammen¬
hang sind folgende fachrechtliche Rahmenbedingungen von besonde¬
rem Gewicht:

Anpassung an
Änderungen

Bei der Vorhabenkonkretisieruna auf den nachgeordneten Planunqs-
ebenen der Regional- und Bauleitplanunq muss die Berücksichtiauna
von Umweltbelanaen unter Beachtunq der geltenden Gesetze in einer
Weise erfolqen, dass neqative Umweltauswirkunqen so weit möqlich
minimiert bzw. ausgeglichen werden. Zudem müssen der Planungsebe¬
ne und der Bindungswirkung der vorgesehenen Festlegung entspre¬
chende Untersuchungen zum Umweltzustand erfolgen, um die zu erwar¬
tenden Umweltauswirkungen planerisch bewältigen zu können. In die¬
sem Zusammenhang sind folgende fachrechtliche Rahmenbedingungen
von besonderem Gewicht;

• Bezüglich der naturschutzrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen ist
insbesondere sicherzustellen, dass
- erhebliche. Beeinträchtigungen von FFH- oder Vogelschutzgebieten

durch Festlegung von Standorten vom Grundsatz her ausgeschlos¬
sen sein müssen; eine Ausnahmeerteilung ist aufgrund § 34 Abs. 3
BNatSchG nur eingeschränkt möglich (z.B. aus zwingenden Grün¬
den des überwiegenden öffentlichen Interesses);

identisch • Bezüglich der naturschutzrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen
ist insbesondere sicherzustellen, dass
- erhebliche. Beeinträchtigungen von FFH- oder Vogelschutzgebie¬

ten durch Festlegung von Standorten vom Grundsatz her ausge¬
schlossen sein müssen; eine Ausnahmeerteilung ist aufgrund §
34 Abs. 3 BNatSchG nur eingeschränkt möglich (z.B. aus zwin¬
genden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses);

- die Vorschriften des BNatSchG eingehalten werden. Anpassung an
Änderungen

- die Vorschriften des BNatSchG hinsichtlich des Arten- und Bio-
tooschutzes sowie der Eingriffsregelung eingehalten werden.

• Sollen Waldflächen beansprucht werden, so sind vorrangig Nadelwald
und bereits vorbelastete Bereiche zu nutzen (Belastungsbänder von
Verkehrswegen, Konversionsstandorte).

identisch • Sollen Waldflächen beansprucht werden, so sind vorrangig Nadel¬
wald und bereits vorbelastete Bereiche zu nutzen (Belastungsbänder
von Verkehrswegen, Konversionsstandorte).

• Im Hinblick auf die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes kann im
Einzelfall eine besondere Empfindlichkeit der Ausweisung entgegens¬
tehen. Eine besondere Empfindlichkeit, die in der Regel einer Auswei¬
sung entgegensteht, besteht für die als UNESCO Welterbe gemelde¬
ten oder zur Meldung vorgesehenen Gebiete, wie diesbezügliche Ent¬
scheidungen des Welterbe-Komitees der UNESCO zeigen. Auch die
zu diesen Gebieten festgelegten Pufferzonen können einer Auswei¬
sung im Einzelfall entgegenstehen.

Anpassung an
Änderungen

• Im Hinblick auf die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes kann im
Einzelfall eine besondere Empfindlichkeit der Festlegung entgegens¬
tehen. Eine besondere Empfindlichkeit, die in der Regel entgegens¬
teht, besteht nicht nur für die Kernzonen der anerkannten UNESCO
Welterbegebiete Oberes Mittelrheintal und Obergermanisch Raeti-
scher Limes. Auch die zu diesen Gebieten festgelegten Rahmenbe¬
reiche können einer Festlegung im Einzelfall entgegenstehen.

Ergebnis Ergebnis / Vergleich mit der Situation bei Nichtdurchführung
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Ergänzung Der angestrebte Ausbau der Windeneraienutzunq wird durch die lan-
desplanerischen Zielvorqaben zur Ausweisunq von Vorranaoebieten be¬
fördert. Zudem wird qeaenüber dem qeltenden LEP IV eine Veroflich-
tunq zur räumlichen Steuerunq qeschaffen, die zu einer verbesserten
Berücksichtiqunq von Umweltbelanqen führt.

Im Vergleich mit der Regelung des LEP IV bewirkt die Neufestlegung ei¬
ne deutliche Förderung der Windenergienutzung. Dies trägt zu einer
hinsichtlich des Treibhauseffektes positiv zu bewertenden Verminderung
der Treibhausgasemission bei. Zugleich erfolgt eine Rücknahme restrik¬
tiv wirkender Bedingungen für die Windenergienutzung, was in Einzelfäl¬
len zu erheblichen lokal bis regional wirksamen Umweltauswirkungen
führen kann. Da die räumliche Steuerung maßgeblich auf der regionalen
und lokalen Planungsebene erfolgt, lassen sich derartige Wirkungen je¬
doch nicht direkt auf die vorgenommenen Festlegungen zurückführen.
Um bei gesamträumlicher Betrachtung eine Minimierung der raumbezo¬
genen Umweltaüswirkungen zu erreichen, wird vor diesem Hintergrund
künftig der räumlichen Steuerung der Windenergienutzung auf regiona¬
ler und kommunaler Ebene eine erhöhte Bedeutung zukommen.

Anpassung an
Änderungen

Im Verqleich mit der bisher bestehenden Reqelunq des LEP IV bewirkt
die Neufestlegung eine deutliche Förderung der Windenergienutzung.
Dies trägt zu einer hinsichtlich des Treibhauseffektes positiv zu bewer¬
tenden Verminderung der Treibhausgasemission bei. Zugleich erfolgt
eine Rücknahme restriktiv wirkender Bedingungen für die Windenergie¬
nutzung, was in Einzelfällen zu erheblichen lokal bis regional wirksamen
belastenden Umweltauswirkungen führen kann. Da die räumliche Steue¬
rung maßgeblich auf der regionalen und lokalen Planungsebene erfolgt,
lassen sich derartige Wirkungen jedoch nicht direkt auf die vorgenom¬
menen Festlequnoen zurückführen. Vielmehr können die qetroffenen
Festlequnqen zu einer Minimierunq dieser Belastunqswirkunqen führen.
Um bei gesamträumlicher Betrachtung eine weitergehende Minimierung
der raumbezogenen Umweltauswirkungen zu erreichen, wird künftig der
räumlichen Steuerung der Windenergienutzung auf regionaler und kom¬
munaler Ebene eine erhöhte Bedeutung zukommen.

identisch
(3) Änderung des Grundsatzes zu von baulichen Anlagen unab¬

hängigen Fotovoltaikanlagen (G 166)
(2) Änderung des Grundsatzes zu von baulichen Anlagen unab¬

hängigen Fotovoltaikanlagen (G 166)

Der bisherige einschränkende Grundsatz zur Standortplanung von Foto-
voltaik - Anlagen (PV-Anlagen) wird in zweifacher Weise abgeschwächt.
PV Anlagen sollen künftig (über bisher versiegelte Flächen hinaus) auch
auf ertragsschwachen Acker- und Grünlandflächen und ggf. anderen
Standorten zulässig sein. Zudem entfällt die bisherige Verpflichtung für
die Durchführung einer Raumverträglichkeitsprüfung.

Auch künftig erfolgt die konkrete räumliche Steuerung jedoch erst auf
den nachgeordneten Planungsebenen. Gleichwohl stellt die nunmehr
inhaltlich abgeschwächte Orientierung auf Vermeidung erheblicher Um¬
weltauswirkungen bei der Standortwahl eine Abschwächung der prinzi¬
piell zu erwartenden positiven Umweltauswirkungen dar, indem solche
Anlagen künftig auf unversiegelten Standorten eine höhere Durchset-

Anpassung an
Änderungen

identisch

Der bisherige einschränkende Grundsatz zur Standortplanung von Fo-
tovoltaik - Anlagen (PV-Anlagen) wird in zweifacher Weise abge¬
schwächt. PV Anlagen sollen künftig (über bisher versiegelte Flächen
hinaus) auch auf ertragsschwachen Acker- und Grünlandflächen und
qqf. anderen Standorten zulässio sein, soweit diese artenarm oder vor-
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führung einer Raumverträglichkeitsprüfung.

Auch künftig erfolgt die konkrete räumliche Steuerung jedoch erst auf
den nachgeordneten Planungsebenen. Gleichwohl stellt die nunmehr
inhaltlich abgeschwächte Orientierung auf Vermeidung erheblicher Um¬
weltauswirkungen bei der Standortwahl eine Abschwächung der prinzi¬
piell zu erwartenden positiven Umweltauswirkungen dar, indem solche
Anlagen künftig auf unversiegelten Standorten eine höhere Durchset-
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zungsfähigkeit erlangen. Soweit die Änderung zu einer verstärkten PV-
Nutzung führt kann gleichzeitig eine hinsichtlich des Globalklimas positiv
zu bewertende Verminderung der Treibhausgasemission bewirkt wer¬
den.

zungsfähigkeit erlangen. Soweit die Änderung zu einer verstärkten PV-
Nutzung führt kann gleichzeitig eine hinsichtlich des Globalklimas positiv
zu bewertende Verminderung der Treibhausgasemission bewirkt wer¬
den.

Da die Vorgaben der Teilfortschreibung des LEP IV auf geänderten poli¬
tischen Zielvorgaben beruhen, bildet ein Verzicht auf die Änderung kei¬
ne realistische Alternative.

identisch Da die Vorgaben der Teilfortschreibung des LEP IV auf geänderten poli¬
tischen Zielvorgaben beruhen, bildet ein Verzicht auf die Änderung kei¬
ne realistische Alternative.

2.3 Gesamtplanbetrachtung identisch 2.3 Gesamtplanbetrachtung

Die Gesamtplanbetrachtung des Umweltberichts zum LEP IV hat mit
folgenden Ausnahmen weiterhin Gültigkeit;

identisch Die Gesamtplanbetrachtung des Umweltberichts zum LEP IV hat mit
folgenden Ausnahmen weiterhin Gültigkeit;

• Verstärkte positive Wirkung hinsichtlich Verminderung von Treib¬
hausgasen und Abschwächung des Treibhauseffektes,

identisch • Verstärkte positive Wirkung hinsichtlich Verminderung von Treib¬
hausgasen und Abschwächung des Treibhauseffektes,

• Verstärkung lokaler negativer Umweltauswirkungen beim Ausbau von
Wind- und Solarenergie nur in Einzelfällen.

identisch • Verstärkung lokaler negativer Umweltauswirkungen beim Ausbau
von Wind- und Solarenergie nur in Einzelfällen.

2.4 FFH Verträglichkeit (Aussagen gem. § 34 BNatSchG) identisch 2.4 FFH Verträglichkeit (Aussagen gem. § 34 BNatSchG)

Erhebliche Beeinträchtigungen der Natura - 2000 - Gebietskulisse kön¬
nen ausgehend von den Inhalten der Änderung aufgrund der nicht hin¬
reichenden räumlichen Konkretisierung nicht entstehen. Eine FFH-
Verträglichkeitsprüfung ist bei Bedarf im Rahmen der planerischen
Konkretisierung auf nachgeordneten Planungsebenen vorzunehmen.
Dies gilt in jedem Fall, wenn durch die Festlegung von Standorten zur
Nutzung der Windenergie im Freiraum erhebliche Beeinträchtigungen
eines Natura 2000-Gebiets zu besorgen sind.

identisch Erhebliche Beeinträchtigungen der Natura - 2000 - Gebietskulisse kön¬
nen ausgehend von den Inhalten der Änderung aufgrund der nicht hin¬
reichenden räumlichen Konkretisierung nicht entstehen. Eine FFH-
Verträglichkeitsprüfung ist bei Bedarf im Rahmen der planerischen
Konkretisierung auf nachgeordneten Planungsebenen vorzunehmen.
Dies gilt in jedem Fall, wenn durch die Festlegung von Standorten zur
Nutzung der Windenergie im Freiraum erhebliche Beeinträchtigungen
eines Natura 2000-Gebiets zu besorgen sind.

3 Zusätzliche Angaben gem. Anl. 1 Nr. 3 zu § 9Abs. 1 ROG identisch 3 Zusätzliche Angaben gem. Anl. 1 Nr. 3 zu § 9Abs. 1 ROG

Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten techni¬
schen Verfahren und Hinweise auf Schwierigkeiten

identisch Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten techni¬
schen Verfahren und Hinweise auf Schwierigkeiten

Der Umweltbericht wurde nicht unter Verwendung spezieller technischer
Verfahren erstellt. Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unter¬
lage sind nicht aufgetreten.

identisch Der Umweltbericht wurde nicht unter Verwendung spezieller techni¬
scher Verfahren er-stellt. Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung
der Unterlage sind nicht aufgetreten.
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Überwachungsmaßnahmen identisch Überwachungsmaßnahmen

Die Hinweise zur Überwachung des Umweltberichts zum LEP IV haben
weiterhin Gültigkeit: Jedoch führt die Verstärkung des Ausbaues der de¬
zentralen Erzeugung regenerativer Energie zu verstärkten Steuerungs¬
und Monitoringerfordernissen auf den nachgeordneten Planungsebe¬
nen."

identisch Die Hinweise zur Überwachung des Umweltberichts zum LEP IV haben
weiterhin Gültigkeit: Jedoch führt die Verstärkung des Ausbaues der
dezentralen Erzeugung regenerativer Energie zu verstärkten Steue-
rungs- und Monitoringerfordernissen auf den nachgeordneten Pla¬
nungsebenen."

Begründung identisch Begründung

A. Allgemeines
Die Wind- und die Sonnenenergie sind die bedeutendsten Formen unter
den Erneuerbaren Energien. Um die Energiewende in Rheinland-Pfalz
voranzutreiben, sollen durch eine Teilfortschreibung des LEP IV die lan-
desplanerischen Rahmenbedingungen hierfür verbessert werden. Dazu
ist es notwendig, die Regionalplanung und die Bauleitplanung zu ver¬
pflichten, auf ihrer Planungsebene Gebiete für die Windenergienutzung
auszuweisen. Nur so kann gewährleistet werden, dass die energiepoliti¬
schen Zielsetzungen der Landesregierung auch erreicht werden. Bis
zum Jahre 2020 sollen die Stromerzeugung aus Windkraft im Land ver¬
fünffacht und bis 2030 etwa zwei Prozent der Landesfläche für diese
Form der Energieerzeugung genutzt werden. Insgesamt soll bis 2030
der in Rheinland-Pfalz verbrauchte Strom bilanziell zu einhundert Pro¬
zent aus Erneuerbaren Energien gewonnen werden.
Außerdem soll auf der Ebene des Landesentwicklungsprogramms prin¬
zipiell festgelegt werden, in welchen Gebieten die Windenergienutzung
ausgeschlossen ist.

identisch A. Allgemeines
Die Wind- und die Sonnenenergie sind die bedeutendsten Formen unter
den Erneuerbaren Energien. Um die Energiewende in Rheinland-Pfalz
voranzutreiben, sollen durch eine Teilfortschreibung des LEP IV die lan-
desplanerischen Rahmenbedingungen hierfür verbessert werden. Dazu
ist es notwendig, die Regionalplanung und die Bauleitplanung zu ver¬
pflichten, auf ihrer Planungsebene Gebiete für die Windenergienutzung
auszuweisen. Nur so kann gewährleistet werden, dass die energiepoliti¬
schen Zielsetzungen der Landesregierung auch erreicht werden. Bis
zum Jahre 2020 sollen die Stromerzeugung aus Windkraft im Land ver¬
fünffacht und bis 2030 etwa zwei Prozent der Landesfläche für diese
Form der Energieerzeugung genutzt werden. Insgesamt soll bis 2030
der in Rheinland-Pfalz verbrauchte Strom bilanziell zu einhundert Pro¬
zent aus Erneuerbaren Energien gewonnen werden.
Außerdem soll auf der Ebene des Landesentwicklungsprogramms prin¬
zipiell festgelegt werden, in welchen Gebieten die Windenergienutzung
ausgeschlossen ist.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen identisch B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1
Durch diese Bestimmung wird das Kapitel 5.2 des LEP IV ergänzt. Der
bisherige G 163, wonach eine geordnete Windenergieentwicklung über
die Regional- oder Bauleitplanung sichergestellt werden soll, wird er¬
setzt durch eine rechtliche Verpflichtung für die Ebene der Regionalpla¬
nung und der Bauleitplanung, den Ausbau der Windenergienutzung si¬
cherzustellen. Dies hat vorrangig durch Nutzung derjenigen Räume zu
geschehen, die eine hohe Windhöffigkeit aufweisen.
Z 163 a legt als Ziel der Raumordnung fest, dass zwei Prozent der Lan¬
desfläche für die Windenergienutzung bereitzustellen sind. Da die ver¬

Anpassung an
Änderungen

Zu Artikel 1
Durch diese Bestimmung wird das Kapitel 5.2 des LEP IV ergänzt. Der
bisherige G 163, wonach eine geordnete Windenergieentwicklung über
die Regional- oder Bauleitplanung sichergestellt werden soll, wird da^
hingehend modifiziert, dass der Ausbau der Windenerqienutzunq durch
die Regional- und Bauleitolanunq sicherqestellt werden soll.

G 163 a leqt als Grundsatz der Raumordnunq fest, dass zwei Prozent
der Landesfläche für die Windenergienutzung bereitgestellt werden sol-
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schiedenen Planungsregionen des Landes unterschiedliche natürliche
Voraussetzungen aufweisen, haben sie einen Beitrag entsprechend die¬
sen Voraussetzungen zu leisten.

len. Da die verschiedenen Planungsregionen des Landes unterschiedli¬
che natürliche Voraussetzungen aufweisen, haben sie einen Beitrag
entsprechend diesen Voraussetzungen zu leisten.

in dem neuen Z 163 b ist die Verpflichtung enthalten, in den Regional¬
plänen Vorranggebiete auszuweisen.

Anpassung an
Änderungen

In dem neuen Z 163 b ist die Verpflichtung enthalten, in den Regional¬
plänen Vorranaaebiete auszuweisen. Dies hat vorranqiq durch Nutzunq
derieniaen Räume zu geschehen, die eine hohe Windhöffiakeit aufwei¬
sen.

Da auch der Wald verstärkt für die Windenerqie qenutzt werden soll, leqt
G 163 c fest, dass mindestens zwei Prozent der Waldfläche des Landes
für die Windenerqienutzunq ausqewiesen werden sollen, wobei alte
Laubholzbestände ausqenommen werden sollen.

Die außerhalb der Vorrang- und Ausschlussgebiete gelegenen Räume
bleiben gemäß Z 163 d der Steuerung durch die kommunale Bauleitpla¬
nung vorbehalten. Da auch der Wald verstärkt für die Windenergie ge¬
nutzt werden soll, legt Z 163 c fest, dass mindestens zwei Prozent der
Waldfläche des Landes für die Windenergienutzung auszuweisen sind.

Schließlich regelt Z 163 d verbindlich, in welchen Gebieten die Errich¬
tung von Windenergieanlagen auszuschließen ist. Dies sind rechtsver¬
bindlich festgesetzte und geplante Naturschutzgebiete, Kernzonen der
Biosphärenreservate, Nationalparke und die Kernzonen der UNESCO-
Welterbegebiete Oberes Mittelrheintal und Obergermanisch-Raetischer
Limes. Aufgrund der besonderen Wertigkeit dieser Räume dürfen dort
keine Windenergieanlagen errichtet werden.

Anpassung an
Änderung

Weiterhin reqelt Z 163 d verbindlich, in welchen Gebieten die Errichtunq
von Windenergieanlagen auszuschließen ist. Dies sind rechtsverbindlich
festoesetzte und qeolante Naturschutzqebiete, die Kernzone des Natur¬
parks Pfälzerwald im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Landesverordnunq
über den "Naturpark Pfälzerwald" als deutscher Teil des Biosohärenre-
servats Pfälzerwald-Nordvoqesen vom 22. Januar 2007 (GVBI. S. 42),
Nationalparke und die Kernzonen der UNESCO-Welterbegebiete Obe¬
res Mittelrheintal und Oberaermanisch-Raetischer Limes sowie die lan¬
desweit bedeutsamen historischen Kulturlandschaften, wobei die letzte¬
ren durch die Reoionalolanunq räumlich zu konkretisieren sind. Auf¬
grund der besonderen Wertigkeit dieser Räume dürfen dort keine Wind¬
energieanlagen errichtet werden.

Anpassung an
Änderung

Die außerhalb der Vorranq- und Ausschlussqebiete qeleqenen Räume
bleiben qemäß Z 163 e der Steuerunq durch die kommunale Bauleitola-
nunq vorbehalten. Die Kommunen haben dabei die Gebiete mit hoher
Windhöffiqkeit bevorzuqt auszuwählen.

Anpassung an
Änderung

Schließlich weist G 163 f als Grundsatz darauf hin, dass durch die Aus-
weisunq von Vorranqqebieten und Konzentrationsflächen die Errichtunq
von Windeneroieanlaoen räumlich konzentriert werden und dadurch
auch eine Bündelunq der Netzinfrastruktur erreicht werden soll. Zum
Schutz der Landschaft vor einer Vielzahl von einzelnen Windenerqiean-
laqen enthält G 163 f darüber hinaus die qrundsätzliche Voroabe. dass
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einzelne Windenerqieanlaqen nur dann errichtet werden sollen, wenn
der Bau weiterer Anlagen im räumlichen Verbund olanunasrechtlich
möalich ist.

G 166 wurde aktualisiert, um der derzeitigen Sach- und Rechtslage zu
entsprechen. Dabei wird klargestellt, dass insbesondere ertragsschwa¬
che Acker- und Grünlandflächen sowie zivile und militärische Konversi¬
onsflächen als Standorte für Fotovoltaikanlagen in Betracht kommen.

Anpassung an
Änderung

G 166 wurde aktualisiert, um der derzeitigen Sach- und Rechtslage zu
entsprechen. Dabei wird klargestellt, dass insbesondere ertragsschwa¬
che. artenarme oder vorbelastete Acker- und Grünlandflächen sowie zi¬
vile und militärische Konversionsflächen als Standorte für Fotovoltaikan¬
lagen in Betracht kommen.

Zu Artikel 2
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

identisch Zu Artikel 2
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.
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